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(Mr. 13056.) Geſetz über die Vereinigung der Landgemeinde Diesdorf mit der Stadt Magdeburg. Vom 
13. Februar 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Die Landgemeinde Diesdorf wird mit Wirkung vom 1. April 1926 unter Abtrennung von 
dem Landkreiſe Wanzleben nach Maßgabe der in der Anlage 1 enthaltenen, von dem Regierungs- 
präſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg zu veröffentlichenden Bedingungen 
mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Magdeburg vereinigt. 


82 
S 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. Februar 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 
f Anlage 1. 
Bedingungen der Vereinigung, 
die als Teile des Geſetzes zu veröffentlichen ſind. 
$ ie 
Diesdorf erhält mit dem Tage der Vereinigung die Stadtteilsbezeichnung Magdeburg ⸗Diesdorf. 
8 2. 


Mit der Eingemeindung tritt in dem eingemeindeten Gebietsteile das geſamte Ortsrecht der Stadt 
Magdeburg in Kraft. Die Ausdehnung der in der Stadt Magdeburg geltenden Polizeiverordnungen auf 


das Eingemeindungsgebiet hat unter Beobachtung der für Polizeiverordnungen allgemein vorgeſchriebenen 
Form zu erfolgen. 


$ 3, 
Das Ortsſtatut der Landgemeinde Diesdorf vom 10. Februar 1925 betreffend Erklärung der Parzellen 148/9 
247/9 und 248/ des Kartenblatts 3 der Gemarkung Diesdorf zum Seimftättengartengebiete, bleibt in Kraft, 


ohne das Recht der erweiterten Stadtgemeinde zu beeinträch tigen, das Ortsſtatut wie die übrigen Ortsſtatuten 
der Stadt Magdeburg abzuändern. y * o I 


(Vierzehnter Tag nad) Ablauf des Ausgabetags; 4, März 1926.) 
Geſetzſammlung 1926, (Ar. 1805613058.) 


14 


Bine 


Die durch Ortsſtatut vom 26. Juni 1923 feſtgeſetzte Zahl der Mitglieder der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung zu Magdeburg wird um 1 erhöht. Die Wahl dieſes Mitglieds und der Stellvertreter erfolgt 


für die Zeit bis zur nächſten allgemeinen Stadtverordnetenwahl in Magdeburg durch die letzte Gemeinde⸗ 
vertretung in Diesdorf. 


— 


Gar 

| 39. 
Vom Tage der Eingemeindung ab fließen alle ÜUberweiſungen aus Steuerverteilungen, die der bisherigen 
Landgemeinde Diesdorf zuſtanden, in die Kaſſe der erweiterten Stadtgemeinde Magdeburg, auch ſoweit es 
ſich um Aufkommen aus der Zeit vor der Eingemeindung handelt. 


(Nr. 13057.) Geſetz über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes 
an Bergwerken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur. 
Vom 16. Februar 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an 
Bergwerken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur den Betrag von 
insgeſamt 150 Millionen Reichsmark zu verausgaben. 

§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen und die etwa hierfür zu gebenden Sicherheiten zu beſtellen. Die zur Ausgabe ge⸗ 
langenden Schuldverſchreibungen nebſt Zinsſcheinen können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche 
oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältnis gleichzeitig auf in- und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. : 


(2) Die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der näheren Bedingungen für die Zahlungen 


im Auslande bleibt dem Finanzminiſter überlaſſen. Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß 
jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung 
der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als er⸗ 
ſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte 
Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

Die Verteilung der im $ 1 bewilligten Mittel auf die einzelnen Zwecke wird durch beſondere 
Geſetze beſtimmt. 


$ SA. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


§ 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 16. Februar 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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(Mr, 13058.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Zahl der von der Rheinprovinz in den Staats⸗ 
rat zu entſendenden Vertreter. Vom 13. Februar 1926. 


Die unter dem 31. Dezember 1925 erlaſſene Verordnung über die Feſtſetzung der Zahl der von den 
Provinzen uſw. in den Staatsrat zu entſendenden Vertreter (Geſetzſamml. 1926 S. 7) wird dahin berichtigt, daß 
die Zahl der von der Rheinprovinz (ohne Saargebiet) in den Staatsrat zu entſendenden 
Vertreter (vgl. Abf. 1 Nummer 12 der Verordnung) nicht fünfzehn, ſondern nur vierzehn beträgt. 


Berlin, den 13. Februar 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Siegel.) 


Hinweis auf eine nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnung. 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 


Im Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt für die Preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege Nr. 3 vom 22. Januar 1926 
S. 31 und im Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Nr. 5 vom 3. Februar 1926 Sp. 88 
iſt eine gemeinſchaftliche Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters und des Preußiſchen Miniſters des Innern 
vom 15. Januar 1926, betreffend den Sühneverſuch in Privatklageſachen, verkündet worden, die am 
23. Januar 1926 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 12. Februar 1926. 


Preußiſches Juſtizminiſterium, 


Bekanntmachung. 
5 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Wellinghofen, Kreis Hörde, für den Ausbau der Verbands⸗ 
ſtraße D VIII durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 4 S. 25, ausgegeben am 
23. Januar 1926; ó 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1925 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kreditinſtituts durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 6 S. 26, ausgegeben am 
6. Februar 1926; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Januar 1926 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kreditinſtituts durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 6 S. 25, ausgegeben am 
6. Februar 1926; : : 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 11. Januar 1926 über die Genehmigung des 
Nachtrags IV zum Neuen Statut der Landſchaft der Provinz Weſtfalen durch das Amtsblatt der 
Regierung in Münſter Nr. 5 S. 23, ausgegeben am 30. Januar 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Landkreis Marienwerder für den Neubau einer Kreisſtraße von Ruſſenau 


nach Rundewieſe durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 5 S. 8, ausgegeben am 
30. Januar 1926. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerel, Berlin. 
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